Schwerpunkt-Unterkünfte geplant: NRW schafft Heime für 1.200 Balkan-Flüchtlinge 

· Land NRW plant Heime vor allem für Balkan-Flüchtlinge 
· Scharfe Kritik vom Flüchtlingsrat NRW an "Sonderlagern"
· Innenminister Ralf Jäger verteidigt Überlegungen
http://www1.wdr.de/themen/politik/fluechtlinge-balkan-100.html
Eine separate Unterbringung von Flüchtlingen aus Westbalkanstaaten hat Nordrhein-Westfalen bislang offiziell abgelehnt. Nach WDR-Informationen plant das Land jetzt aber offenbar doch Unterkünfte, in denen schwerpunktmäßig Asylbewerber aus Balkan-Staaten untergebracht werden sollen. Die Asylsuchenden sollen in diesen Landeseinrichtungen bleiben, bis über ihren Asylantrag entschieden ist. Die Standorte sollen Bonn, Borgentreich, Bad Driburg und Neuss sein mit insgesamt 1.200 Plätzen. Innenminister Ralf Jäger (SPD) sagte am Mittwoch (09.09.2015) dem WDR, es gebe "Gespräche mit einigen Standorten". Darunter seien auch die genannten vier Kommunen. Noch sei aber keine Entscheidung gefallen. 1.200 Menschen, die "keine Chance auf Asyl" hätten, wolle man in Absprache mit dem Bund und anderen Ländern gar nicht erst auf die Kommunen verteilen. Anders als Bayern werde man keine reinen Unterkünfte nur für Balkan-Flüchtlinge schaffen.

"Ausreisezentrum" oder "Sonderlager"
Birgit Naujoks vom Flüchtlingsrat NRW lehnt das Vorhaben ab und wirft der rot-grünen Landesregierung "intransparente Geheimpläne" vor. Im ostwestfälischen Borgentreich (Kreis Höxter) solle ein "Sonderlager" entstehen, so Naujoks am Dienstag (08.09.2015). Angeblich sollen 400 Balkan-Flüchtlinge und 200 weitere Asylbewerber aus anderen Staaten dort einquartiert werden.

Die kleine Gemeinde Borgentreich hat schon jetzt relativ viele Flüchtlinge aufgenommen. Ende Juli waren es laut einer WDR-Umfrage 70 Flüchtlinge bei lediglich rund 1.000 Einwohnern. Kommt nun auch noch das von Naujoks so bezeichnete "Sonderlager" dazu? "Offenbar ist dieser ländliche Standort ausgewählt worden, da es dort nicht so viel Widerstand aus der Bevölkerung gegen eine Separierung gibt wie in Großstädten", kritisierte die Geschäftsführerin des Flüchtlingsrats NRW. Offiziell solle die Einrichtung "Ausreisezentrum" heißen. Schon am Donnerstag (10.09.2015) sei vor Ort ein Planungstreffen der Behörden vorgesehen. Bereits in den vergangenen Monaten habe es erste Hinweise auf spezielle Unterkünfte für Balkan-Flüchtlinge in Kerken und Hemer gegeben, so Naujoks. Die Hilfsorganisation lehnt solche Unterkünfte von Flüchtlingen aus bestimmten Herkunftsländern ab.

Düker: Keine "Geheimverhandlungen"

Die flüchtlingspolitische Sprecherin der grünen Landtagsfraktion, Monika Düker, wehrte sich im WDR gegen den Vorwurf, die Regierung bereite in aller Stille eine neue Linie vor. "Von Geheimverhandlungen kann überhaupt nicht die Rede sein." Nach wie vor seien in NRW "alle Flüchtlinge gleich". "Was aber auch richtig ist, ist dass die Hälfte der Menschen hier nicht bleiben könne. Man muss diese Realitäten auch offen aussprechen. Und das sind halt vor allem die West-Balkan-Länder." Die Grünen-Politikerin setzt offenbar vor allem auf Abschreckung: "Wir brauchen Aufklärung im Heimatland. Wir brauchen schnelle Verfahren, damit die Menschen auch schnell Klarheit haben." Außerdem brauche es Perspektiven in den Herkunftsländern. Die EU sei in der Pflicht, von den Beitrittskandidaten mehr Anstrengungen für bessere Lebensverhältnisse zu verlangen.

Jäger grenzt sich von Bayern ab

Bayerns CSU-Regierung hat bereits spezielle Aufnahmelager für Balkan-Flüchtlinge eröffnet, um abgelehnte Asylbewerber aus Bosnien-Herzegowina, Mazedonien, Serbien, Kosovo, Albanien und Montenegro schneller abschieben zu können. Ende Juli hatte sich NRW-Innenminister Ralf Jäger (SPD) gegen das bayerische Modell ausgesprochen. "Flüchtlinge sind in NRW willkommen. Sie sollen bei uns Schutz finden. Wir wollen die Menschen aus den Krisengebieten, die alles verloren haben und dringend unsere Hilfe brauchen, nicht verschrecken. Den Weg Bayerns beschreiten wir deshalb in NRW nicht", sagte der SPD-Politiker damals. Im August forderte Jäger dann vom Bund deutlich schnellere Asylverfahren. Ein bis zwei Jahre in Deutschland leben zu können, sei auch für jene Menschen ein Anreiz, die aus wirtschaftlichen Gründen kämen, aber keine Chance auf Asyl hätten. Der Minister betonte am Mittwoch gegenüber dem WDR, die geplanten neuen Einrichtungen würden weiterhin Menschen mit unterschiedlichen ethnischen Hintergründen beherbergen - nicht nur Balkan-Flüchtlinge. Dies sei also anders als in Bayern.

Die Grünen-Politikerin Düker grenzte sich deutlich von dem bayerischen Modell ab: Es werde auf keinen Fall in NRW reine "Ausreisezentren" geben. "Es sind weiterhin gemischte Unterbringung von allen Flüchtlingen vorgesehen. Aber: An manchen Standorten werden schwerpunktmäßig, ungefähr die Hälfte der Plätze, die Herkunftsländer ankommen, die dann auch nicht auf die Kommunen verteilt werden, weil ihre Asylverfahren keine Aussicht auf Erfolg haben", sagte Düker.

Kritik von CDU-Landeschef Laschet

Scharfe Kritik kam von CDU-Landeschef Armin Laschet. Die rot-grüne Landesregierung bereite mit einem "Aktionsplan Westbalkan" die zentrale Unterbringung von Flüchtlingen aus den Westbalkanländern vor, sagte der Christdemokrat. Gleichzeitig lehne die Landesregierung die Ausweitung der sicheren Herkunftsstaaten ab. Laschet sprach von einer "halbherzigen Kehrtwende durch die Hintertür – wieder ohne Plan, sondern im Notfall-Modus". 

Mehr zum Thema

· Interview - Flüchtlingspolitik der Kirche: "Uns wachsen Kräfte zu" (08.09.2015) [WDR 5] 
· Zahlen zur Flüchtlingssituation in NRW: Deutliche Unterschiede zwischen den Kommunen (01.09.2015) 
· Dortmund empfängt "Züge der Hoffnung": Über Tausend Flüchtlinge in der Nacht angekommen (08.09.2015) [NRW-Studios] 
· http://www1.wdr.de/themen/politik/fluechtlinge/karte-fluechtlinge-102.html
